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EUROPÄISCHE UNION

Gemeinsam sind sie 
unausstehlich
Anton Landgraf

Kanzlerin Angela Merkel und 
Präsident Nicolas Sarkozy haben 
nicht nur in den Reihen der 
Regierung Luxemburgs für Ärger 
gesorgt. Auf dem EU-Gipfel in 
Brüssel konnten sie zum Leidwesen 
vieler Europäer durchsetzen, dass 
der Lissaboner Vertrag geändert 
wird. Härtere Sanktionen gegen 
„Defizitsünder“ sind vorgesehen.

Es gibt viele Möglichkeiten, sich 
in Europa unbeliebt zu machen. Der 
französische Staatspräsident Nicolas 
Sarkozy etwa hetzt gerne gegen Min-
derheiten und zog damit den Zorn 
von Viviane Reding und ihren Kolle-
gen in der EU-Kommission auf sich. 
Die ansonsten so konziliante deut-
sche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel bläst hingegen gerne die Backen 
auf, wenn es um den Euro geht, und 
macht sich damit wenig Freunde un-
ter ihren Amtskollegen. Dass beide 
gemeinsam erst recht unausstehlich 
sind, haben sie vergangene Woche 
auf dem EU-Gipfel demonstriert.

Bereits Mitte Oktober hatten sich 
Merkel und Sarkozy bei einem Treffen 
in dem französischen Badeort Deau-
ville auf eine gemeinsame Strategie 
für die Verhandlungen in Brüssel ge-
einigt. Noch vor wenigen Monaten, 
während der Krise wegen des grie-
chischen Schuldendesasters, hatte 
Sarkozy versucht, sich als Gegenspie-
ler Merkels in Europa zu profilieren, 
und die deutsche Haltung heftig kri-
tisiert. Mittlerweile verfolgt auch der 
französische Präsident einen rigiden 
Kurs. Spätestens seit das Land wegen 
seiner steigenden Schulden ebenfalls 
das Misstrauen der Rating-Agenturen 
erregt hat, will auch er kürzen und 
sparen, wo es geht.

In dem glamourösen Badeort ver-
kündete Merkel einige extreme Forde-
rungen, die in Europa für Entsetzen 
sorgten. Ihrer Meinung nach sollten 
Ländern, die die vereinbarte Defizit-
grenze überschreiten, das Stimmrecht 
entzogen werden - eine ultimative 
Drohung, denn faktisch würden die 
betroffenen Regierungen damit ent-
mündigt. Griechenland und andere 
potenzielle Pleitekandidaten wie Por-
tugal oder Irland hätten dann kaum 
noch Einfluss auf die Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der EU, von der sie 
in hohem Maße abhängen. Zugleich 
verlangte Merkel, dass die Sanktio-
nen automatisch erfolgen, sobald ein 
Mitgliedsland die Stabilitätskriterien 
verletzt. Dieser Mechanismus sollte 
außerdem nachträglich in die Lissabo-
ner Verträge aufgenommen werden. 
Die Änderungen sollen in Kraft treten, 
wenn im Mai 2013 das „Rettungspa-
ket“ der EU ausläuft. 750 Milliarden 
Euro waren im Frühjahr bereitgestellt 
worden, um zahlungsunfähige Euro-
Staaten vor der Insolvenz zu retten.

Doch überraschend an diesen 
Forderungen war weniger ihr Inhalt, 
schließlich gehören solche Ideen, 
zu denen auch der Rauswurf bank-
rotter Mitgliedsstaaten gehört, mitt-
lerweile zum Standardrepertoire 
deutscher Europa-Politik. Merkels 
Coup bestand vielmehr darin, den 
französischen Präsidenten für ihre 
Pläne zu gewinnen. So stimmte Sar-
kozy in Deauville dem deutschen 
Wunsch nach Vertragsänderungen 
und einem Stimmrechtsentzug für 
„Defizitsünder“ zu, während die Bun-
desregierung im Gegenzug auf automa-
tische Sanktionen bei einer Verletzung  
des Stabilitätspakts verzichtete. Ohne 
die Unterstützung ihres vermeintli-

chen Gegenspielers hätte sich Mer-
kel die Fahrt nach Brüssel sparen 
können. Um solche weitgehenden 
Ansprüche durchzusetzen, reicht es 
nicht, dass kleinere Mitgliedsstaaten 
wie Finnland, Estland oder die Nie-
derlande die deutsche Politik mittra-
gen. Nur zusammen mit Frankreich 
konnte Merkel den notwendigen 
Druck erzeugen.

Es ist gut möglich, 
dass durch die gegen-
wärtige Politik die 
wirtschaftliche Teilung 
Europas dauerhaft 
festgeschrieben wird.

Die Absprache zwischen dem 
„lieben Nicolas“ und der „chère An-
gela“ provozierte erwartungsgemäß 
heftige Kritik, insbesondere, weil sich 
die restlichen EU-Regierungschefs 
übergangen fühlten. „Das ist schlicht 
schlechter Stil“, wetterte Ministerprä-
sident Jean-Claude Juncker stellver-
tretend für viele seiner Amtskollegen. 
Insbesondere die kleineren Länder 
fürchteten, dass sie im Zweifelsfall 
entmachtet werden, während es nie-
mand wagen werde, Deutschland 
oder Frankreich das Stimmrecht zu 
entziehen.

„Ich habe ein Problem damit, 
dass man mit dem dicken Hammer 
vorgeht“, ergänzte Außenminister 
Jean Asselborn. Deutschland und 
Frankreich verkündeten, „dass der 
Vertrag geändert wird, und ihr müsst 
gehorchen. Wenn ihr es nicht macht, 
dann steigen wir aus, dann könnt ihr 
sehen, was mit dem Euro geschieht.“ 

Von deutscher Hegemonie oder von 
einem „Diktat“ schrieben die Zeitun-
gen in ganz Europa. Angesichts der 
heftigen Reaktionen mäßigte Merkel 
zwar ihre Forderungen, zumal fast 
alle Mitgliedsstaaten die Aussetzung 
des Stimmrechts rigoros ablehnten. 
„Das ist nicht realistisch, das ist nicht 
akzeptabel“, sagte EU-Kommissions-
präsident José Manuel Barroso beim 
Gipfel. „Das Thema liegt auf der lan-
gen Bank“, meinte Juncker. Damit 
war die Diskussion erledigt.

In einem anderen wesentlichen 
Punkt konnte sich Merkel jedoch in 
Brüssel durchsetzen. Die 27 EU-Re-
gierungschefs stimmten zu, dass der 
Vertrag von Lissabon geändert wird, 
um mögliche Sanktionen gegen De-
fizitländer festzuschreiben. Wie die-
se Veränderungen genau aussehen 
sollen, ist noch ungewiss. Herman 
Van Rompuy, der Präsident des Euro-
päischen Rats, soll bis zum nächsten 
Gipfel im Dezember zusammen mit 
der EU-Kommission dafür konkre-
te Vorschläge ausarbeiten. Ihm soll 
dabei das Kunststück gelingen, die 
Änderungen so zu formulieren, dass 
neue Debatten oder gar Referenden 
über den Vertrag vermieden werden 
können. Außerdem werden bei künf-
tigen Rettungsaktionen private Inves-
toren stärker an den Kosten beteiligt. 
Damit sollen die Steuerzahler entlas-
tet werden, die zum Beispiel einen 
Großteil der Hilfen für Griechenland 
tragen mussten.

Obwohl sie auf einige ihrer For-
derungen verzichtete, schien Merkel 
nach dem Gipfel dennoch sehr zufrie-
den zu sein. Die Beschlüsse seien ein 
„Quantensprung, um den Euro stabil 
zu halten“. Auch Sarkozy erklärte, 
man habe einen „essenziellen Fort-
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schritt“ erzielt, um künftige Krisen zu 
vermeiden.

Merkels gute Laune legt die Ver-
mutung nahe, dass die Bundeskanz-
lerin vorab maximale Forderungen 
formulierte, um am Ende das eigent-
lich erwünschte Ergebnis zu erzielen. 
Schließlich sind die Vertragsänderun-
gen für sie besonders wichtig, um die 
Vorgaben des deutschen Bundesver-
fassungsgerichts einhalten zu kön-
nen. Nur so konnte sie sichergehen, 
dass die Richter künftige Milliarden-
hilfen für insolvente Staaten nicht 
als rechtswidrig einstufen. Denn das 
hätte sicherlich das Ende von Merkels 
Kanzlerschaft bedeutet.

Welchen Sinn die Beschlüsse tat-
sächlich ergeben, ist indes zumindest 
fraglich. So warnte Jean-Claude Tri-
chet, der Präsident der Europäischen 
Zentralbank, dass Investoren künf-
tig höhere Zinsen von Ländern wie 
Griechenland oder Irland verlangen 
könnten, die ohnehin um das Ver-
trauen der Märkte kämpfen müssen. 
Auch die harten Maßnahmen gegen 
potenzielle „Defizitsünder“ könnten 
sich als fatal erweisen. Großbritan-
nien hatte beispielsweise jahrelang 
eine rigide Haushaltspolitik betrieben 
und hätte vermutlich jeden noch so 
scharfen Sanktionsmechanismus un-
terschrieben. Wegen der fundamenta-
len Bankenkrise musste die britische 

Regierung jedoch alle guten Vorsätze 
vergessen und Schulden in Rekordhö-
he aufnehmen, sonst wäre die Wirt-
schaft des Landes kollabiert. Ähnli-
ches gilt für Irland oder Spanien, und 
ein solcher Kollaps wäre sicherlich 
auch nicht im Sinne der deutschen 
Exportindustrie gewesen.

Vor allem aber wurde auf dem 
Gipfeltreffen in Brüssel ein Prozess 
weitergeführt, der sich seit der Fi-
nanz- und Währungskrise deutlich 
beschleunigt hat. Eine der wesentli-
chen Ursachen für die Krise war der 
große Unterschied bei der Handels- 
und Lohnstruktur zwischen den Mit-
gliedsländern, die zu einem extremen 
wirtschaftlichen Gefälle führte. An-
statt diesen Unterschied auszuglei-
chen, fährt insbesondere die Bun-
desregierung fort, die Verlierer dieser 
Entwicklung zu bestrafen und die 
entsprechenden Sanktionen in den 
EU-Verträgen festzuschreiben.

Diese Ungleichheit hat in den 
vergangenen Monaten sogar noch zu-
genommen. Während insbesondere 
Deutschland wegen seiner immensen 
Exportquote einen wirtschaftlichen 
Aufschwung feiert, befinden sich die 
südeuropäischen Länder in einer tie-
fen Rezession. Eine Dynamik, die 
sich selbst verstärkt. So berichtete die 
Bundesregierung vergangene Woche, 
dass sie wegen der guten Wirtschafts-

lage deutlich weniger neue Schul-
den aufnehmen muss als gedacht. 
Voraussichtlich sind es nur noch 44 
Milliarden Euro, knapp die Hälfte des 
ursprünglich vorgesehenen Betrages.

Die Kombination aus Exporterfolg 
und Schuldentilgung macht Deutsch-
land wiederum für Anleger besonders 
attraktiv. Sie ziehen ihr Geld aus den 
unsicheren Defizitländern ab, zu de-
nen mittlerweile auch die USA zäh-
len, um es im wirtschaftlich stabilsten 
EU-Land anzulegen. Daher sinken die 
Zinsen für deutsche Staatsanleihen, 
während beispielsweise für Portugal 
neue Kredite immer teuerer werden. 
Dass sich unter diesen Voraussetzun-
gen hochverschuldete EU-Staaten wie 
Griechenland oder Irland wieder sa-
nieren können, ist unwahrscheinlich. 
Gut möglich ist also, dass die wirt-
schaftliche Teilung Europas dauerhaft 
festgeschrieben wird.

Dies gilt auch für das politische 
System. Während sich die Europäi-
sche Union in den vergangenen Jahr-
zehnten immerhin den Anschein gab, 
ein Kreis gleichberechtigter Partner zu 
sein, nimmt nun eine hierarchische 
Entscheidungsstruktur Gestalt an, 
mit Deutschland an der Spitze und 
Frankreich dicht dahinter. Dazu passt, 
dass sich Merkel und Sarkozy einen 
schwachen Ratspräsidenten und mit 
Catherine Ashton eine schwache 

Chefdiplomatin gewählt haben. Die 
Euro-Krise hat die beiden Regierungs-
chefs in dem Glauben bestätigt, dass 
es nicht mehr unbedingt auf die Uni-
on ankommt, sondern nur auf deren 
stärkste Teile. Ihre Beliebtheit in Euro-
pa steigern sie damit sicher nicht.

Anton Landgraf ist Publizist und lebt in 
Berlin.

Längst nicht für 
alle ein Traumpaar: 

Bundeskanzlerin Merkel 
und Staatspräsident 

Sarkozy, hier karikiert 
bei einer Aktion der 

NGO Oxfam am Rande 
des G20-Gipfels im Juni 

in Toronto. 
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Nächste Woche:

Mehrsprachig, 
persönlich, vernetzt

Wenn am 11. und 12. November 
die 24. „Foire de l’Etudiant“ 
stattfindet, wird dort ebenfalls 
die Uni Luxemburg Präsenz 
markieren. Standortbestimmung 
eines Hochschulkonstruktes, 
das mittlerweile über 5.000 
Studierende zählt. 

woxx - déi aner wochenzeitung / l’autre hebdomadaire, früher: GréngeSpoun - wochenzeitung fir eng ekologesch a sozial alternativ - gegründet 1988 - erscheint jeden Freitag • Herausgeberin: woxx soc. coop. • 
Redaktion und Layout: Luc Caregari (luc.caregari@woxx.lu), Karin Enser (karin.enser@woxx.lu), Léa Graf (lea.graf@woxx.lu), Richard Graf (richard.graf@woxx.lu), Susanne Hangarter (susanne.hangarter@woxx.lu), 
Jacquie Hueber (jacquie.hueber@woxx.lu), Raymond Klein (raymond.klein@woxx.lu), Renée Wagener (renee.wagener@woxx.lu), David Wagner (david.wagner@woxx.lu), Christiane Walerich (christiane.walerich@

woxx.lu), Danièle Weber (daniele.weber@woxx.lu), Anina Valle Thiele (anina.vallethiele@woxx.lu). Unterzeichnete Artikel und Grafiken geben nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder. Die Redaktion behält sich Kürzungen vor. 
Karikaturen: Guy W. Stoos • Fotos: Christian Mosar • Verwaltung: Martine Vanderbosse (admin@woxx.lu) • Bürozeiten: Mo. - Fr. 9 - 13 Uhr • Druck: c. a. press, Esch • Einzelpreis: 1,90 € • Abonnements: 52 Nummern kosten 80 € (Ausland zzgl. 
28 €); StudentInnen und Erwerbslose erhalten eine Ermäßigung von 35 € • Konto: CCPL IBAN LU18 1111 1026 5428 0000 (Neu-Abos bitte mit dem Vermerk „Neu-Abo“; ansonsten Abo-Nummer angeben, falls zur Hand) • Anzeigen: Tel. 29 79 99-10; 
annonces@woxx.lu; Espace Régie, Tel. 44 44 33-1; Fax: 44 44 33-555 • Recherchefonds: Spenden für den weiteren Ausbau des Projektes auf das Konto CCPL IBAN LU69 1111 0244 9551 0000 der „Solidaritéit mam GréngeSpoun asbl“ sind stets 
erwünscht. Bitte keine Abo-Gelder auf dieses Konto • Post-Anschrift: woxx, b.p. 684, L-2016 Luxemburg • Büros: 51, av. de la Liberté (2. Stock), Luxemburg • E-Mail: woxx@woxx.lu • URL: www.woxx.lu • Tel. (00352) 29 79 99-0 • Fax: 29 79 79


